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Öffentliche Bekanntmachung 

 
Aufhebung von Allgemeinverfügungen: 
 
Die Stadt Erwitte als örtliche Ordnungsbehörde erlässt hiermit folgende Allgemeinverfügung: 
 
I. Die folgenden Allgemeinverfügungen der Stadt Erwitte vom 16. und 18. März 2020 
 
Allgemeinverfügung vom 16.03.2020 zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Über-
tragung von SARS-CoV-2 (»Corona-Virus«) 
hier: Untersagung von Veranstaltungen mit weniger als 1.000 erwarteten Besuchern bzw. 
Teilnehmern 
 
Allgemeinverfügung vom 16.03.2020 zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Über-
tragung von SARS-CoV-2 (»Corona-Virus«) 
hier: Weitere kontaktreduzierende Maßnahmen ab dem 16.03.2020 und 17.03.2020 
Erlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW vom 
15.03.2020 
 
Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Über-
tragung von SARS-CoV-2 (»Corona-Virus«) 
hier: Fortschreibung der Erlasse vom 15. und 17.März 2020 zu weiteren kontaktreduzieren-
den Maßnahmen ab dem 18.03.2020 
 
werden mit sofortiger Wirkung für die Zukunft aufgehoben. 
 
II. Diese Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 41 Absatz 3 und 4 VwVfG NRW öf-
fentlich bekannt gemacht und gilt ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung. 
 
 
Begründung 
 
Die Stadt Erwitte hat mit Datum vom 16. und 18. März 2020 die oben genannten drei Allge-
meinverfügungen erlassen. Diese Allgemeinverfügungen werden hiermit aufgehoben und ab 
dem Zeitpunkt der Bekanntgabe in Form der öffentlichen Bekanntmachung für die Zukunft 
unwirksam. 
  
Die Stadt Erwitte ist als örtliche Ordnungsbehörde für die Anordnung von Schutzmaßnahmen 
zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
gem. § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG)  i.V.m.  § 3 Abs. 1 der Verord-
nung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IFSG) sach-
lich und örtlich zuständig. Sie ist damit auch für die Aufhebung der genannten Allgemeinver-
fügungen zuständig.   
 
Die Allgemeinverfügungen ergingen aufgrund der folgenden Erlasse des Ministeriums für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales NRW (MAGS):  
 
 

1.  Erlass zur Durchführung von Veranstaltungen vom 13.03.2020 
 

2.  Erlass zu weiteren kontaktreduzierenden Maßnahmen ab dem 16.03.2020 und 
17.03.2020 vom 15.03.2020 

 
3. Fortschreibung des Erlasses vom 15.03.2020 und 17.03.2020 zu weiteren kontaktre-

duzierenden Maßnahmen ab dem 18.03.2020 vom 17.03.2020 



_____________________________________________________________________________________________________ 
Nr.: 6 25. Jahrgang Seite:  3 

 
 
Diese Weisungen sind mit Aufhebungserlass des MAGS vom 01.04.2020 – Aufhebungser-
lass zu den bisherigen Weisungen des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
NRW zur Begrenzung der Ausbreitung des Corona-Virus – aufgehoben worden. Hintergrund 
der Aufhebung ist die Gesetzgebung zum IfSG auf Bundesebene und die die Erlasslage 
überholende Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2 (CoronaSchVO) auf Landesebene. Die Sachverhalte, die in den hiermit aufgehobenen All-
gemeinverfügungen geregelt sind, werden aktuell ebenfalls durch die CoronaSchVO gere-
gelt. 
Laut o.g. Aufhebungserlasses des MAGS vom 01.04.2020 erscheint mit Blick darauf eine 
Bereinigung der örtlichen Regelungen zu den in der CoronaSchVO geregelten Sachverhal-
ten sinnvoll. Hierzu bedarf es vor allem der Aufhebung der betroffenen Allgemeinverfügun-
gen mit gleichen Sachverhalten. Örtliche Allgemeinverfügungen mit deckungsgleichen oder 
überschneidenden Regelungsbereichen sollen aufgehoben werden, um eine einheitliche 
Rechtslage zu erreichen und damit sowohl die Akzeptanz der Regelungen in der Bevölke-
rung zu erhöhen als auch die Umsetzbarkeit im Vollzug zu erleichtern.  
Eine solche Bereinigung der örtlichen Rechtslage dient der Klarheit der Regelungsinhalte 
und der Stärkung der Appellfunktion der CoronaSchVO. Dies ist aus Gründen des weiterhin 
erforderlichen konsequenten Kontaktminimierungsgebotes geboten.  
Durch den Aufhebungserlass ist auch die Stadt Erwitte aufgefordert, die Bereinigung der Er-
lasslage zeitnah umzusetzen. 
 
Die hiermit nach § 49 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
VwVfG (VwVfG NRW) aufgehobenen Allgemeinverfügungen werden nach § 49 Abs. 4 
VwVfG NRW ab Bekanntgabe der Aufhebung für die Zukunft unwirksam. 
Die Bekanntgabe durch öffentliche Bekanntmachung erfolgt gem. § 13 Abs. 3 der Hauptsat-
zung der Stadt Erwitte durch Aushang im Schaukasten am Rathaus, Am Markt 13, Erwitte.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Kla-
ge beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage kann 
auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen 
sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-RechtsverkehrVerordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 
3803) in der jeweils geltenden Fassung. Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der 
Internetseite www.justiz.de. 
 
Hinweis: 
Es gelten die Bestimmungen der aktuellen Gesetzes- und Verordnungslage (vgl. der-
zeit CoronaSchVO NRW). 
 
 
Erwitte, den 06.04.2020 
 
gez. Wessel 
Der Bürgermeister 



_____________________________________________________________________________________________________ 
Nr.: 6 25. Jahrgang Seite:  4 

Öffentliche Bekanntmachung des Geologischen Dienstes NRW 
 

 
Kartierungen des Geologischen Dienstes NRW 

 

Der Geologische Dienst NRW in Krefeld, ein Landesbetrieb im Geschäftsbereich des Minis-

teriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie NRW, wird im Sinne des La-

gerstättengesetzes vom 4. Dezember 1934 (RGBl. S. 1223) in der Fassung vom 10. Novem-

ber 2001 (BGBl. S. 2992) Arbeiten für die bodenkundliche Landesaufnahme durchführen. 

 

Zeitraum 
März – Dezember 2020 

Kreis Soest 

Stadt/Gemeinde Erwitte 

 

Die damit Beauftragten müssen zur Erledigung ihrer Untersuchungen fremde Grundstücke 

betreten. Die dazu entsprechenden Regelungen finden sich im Landesbodenschutzgesetz 

vom 9. Mai 2000 (LbodSchG §3 und§14), im Landesforstgesetz vom 24. April 1980 (LfoG 

§60 in der Fassung vom 28. Mai 2015) und im Landschaftsgesetz vom 21. Juli 2000 (LG 

§10). 

 

Diese regionalen Untersuchungen dienen einer allgemeinen Bestandsaufnahme des Bodens 

und des Untergrundes.*) Die Ergebnisse der Aufnahme werden in amtlichen Karten veröffent-

licht. Sie sind wichtige Unterlagen für viele Aufgaben, z. B. in der Land- und Forstwirtschaft 

(Bodennutzung, Bodenverbesserung, Erosionsschutz, Holzartenwahl), im Bauwesen, bei der 

Planung und Landespflege (Landesplanung, Bauleitplanung, Naturschutz), im Landeskultur-

bau und in der Wasserwirtschaft (ent- und bewässerungsbedürftige Flächen) sowie für die 

wissenschaftliche Forschung und den naturkundlichen Unterricht. 

 

Im Rahmen der Kartierungen sind kleine Handbohrungen notwendig, stellenweise auch Auf-

grabungen zur Entnahme von Bodenproben. Die vom Geologischen Dienst NRW beauftrag-

ten Personen sind zur Vornahme der genannten Außenarbeiten berechtigt zum Betreten von 

Grundstücken, auch ohne vorherige Anmeldung.  Etwaige durch die Inanspruchnahme ent-

stehende Schäden werden nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen ersetzt. Die 

durch Dienstausweise mit Lichtbild sich ausweisenden Beauftragten des Geologischen 

Dienstes NRW werden auf die landwirtschaftlichen Belange und die derzeitige Nutzung der 

Grundstücke weitgehend Rücksicht nehmen. 

 

Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Geologischen Dienstes NRW bei 

ihren Aufgaben zu unterstützen. 

 

                                               
*) Richtlinien über die Durchführung land- und forstwirtschaftlicher Standortuntersuchungen und deren An-

wendung in Umweltschutz, Raumordnung, Land- und Forstwirtschaft (Gem. RdErl. d. Ministeriums für 

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft – IIIB-335-8583 – u. d. Ministeriums für Wirtschaft und Mittel-

stand, Technologie und Verkehr – 313-66-75 – v. 5.9.1997). 

 


